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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 

des Herrn 
 

Beschwerdeführers, 

gegen 

 

1. den Beschluss des Landgerichts Münster vom 7. Juni 
2022 – 3 S 63/21 –  
 

2. das Urteil des Amtsgerichts Warendorf vom 16. Juni 
2021 – 5 C 166/19 – 

 

 
hat die 3. Kammer des  

 
VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

 

am 12. September 2022 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b ,  

den Richter Prof. Dr. G r z e s z i c k  und 

den Richter Dr. N e d d e n - B o e g e r  

 

gemäß § 58 Abs. 2 und § 59 Abs. 2 VerfGHG 

 

einstimmig beschlossen:  

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen.  
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G r ü n d e : 

 

 

Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen, weil sie unzulässig ist.  

 

Von einer Begründung sieht der Verfassungsgerichtshof gemäß § 59 Abs. 2 Satz 1 

in Verbindung mit § 58 Abs. 2 Satz 3 VerfGHG ab, weil der Beschwerdeführer mit 

Schreiben vom 10. August 2022 auf die Unzulässigkeit der Verfassungsbeschwer-

de hingewiesen worden ist und auch seine Eingabe vom 24. August 2022, die auf 

die erteilten Hinweise nicht eingeht, den an eine Verfassungsbeschwerde zu stel-

lenden Begründungsanforderungen nicht genügt.  

 

Ohnedies ist dem nunmehr vorgelegten Beschluss des Landgerichts vom 7. Juni 

2022, durch den die gegen das amtsgerichtliche Urteil vom 16. Juni 2021 gerich-

tete Berufung des Beschwerdeführers im Beschlusswege gemäß § 522 Abs. 2 der 

Zivilprozessordnung (ZPO) zurückgewiesen wurde, zu entnehmen, dass der an-

waltlich vertretene Beschwerdeführer zu dem vorausgegangenen landgerichtlichen 

Hinweis vom 29. April 2022 trotz der ihm hierfür gewährten Frist keine Stellung-

nahme abgegeben hat. Da der Beschwerdeführer damit nicht alle ihm zumutba-

ren Mittel ergriffen hat, um seine Rechte vor den Fachgerichten geltend zu 

machen und die nunmehr geltend gemachten Grundrechtsverletzungen zu ver-

hindern, erweist sich seine Verfassungsbeschwerde als unzulässig, weil sie jeden-

falls nicht dem Grundsatz der materiellen Subsidiarität genügt (vgl. VerfGH NRW, 

Beschluss vom 27. Oktober 2020 – VerfGH 124/20.VB-1, juris Rn. 5 ff. m.w.N.).  

 

Eine Entscheidung über den Antrag auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand ist 

– abgesehen von den hierfür nicht hinreichend glaubhaft gemachten Voraus-

setzungen – nicht geboten, weil die durch den Beschwerdeführer in Aussicht ge-
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stellten weiteren Ausführungen nicht geeignet sind, die Zulässigkeit seiner Verfas-

sungsbeschwerde herbeizuführen.  

 

 
Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Grzeszick Dr. Nedden-Boeger 

 


